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Einsparungen beim Heizwärmebedarf -
ein Schlüssel zum Klimaproblem 

Ziel dieses Forschungsberichts ist es, die 
Potentiale zur Einsparung von Heizwärme 
in den deutschen Haushalten abzuschätzen 
und Instrumente zur Umsetzung dieser Po­
tentiale vorzuschlagen. 

Die Studie basiert auf zwei Untersuchung­
en, die am Institut Wohnen und Umwelt er­
stellt wurden: 

Institut Wohnen und Umwelt (IWU), 1994. 
Empirische Überprüfung der Möglichkei­
ten und Kosten, im Gebäudebestand und 
bei Neubauten Energie einzusparen und 
die Energieeffizienz zu steigern (ABL und 

NBL). Endbericht für die Deutsche Bundes­
stiftung Umwelt in Kooperation mit der 
Enquete-Kommission „Schutz der Erdatmo­
sphäre" des Deutschen Bundestages, 
Darmstadt. 
Institut Wohnen und Umwelt (IWU), 1990. 
Energiesparpotentiale im Gebäudebe­
stand. Reihe Studien zur Energiepolitik, 
hrsgg. v. Hess. Ministerium für Umwelt, 
Energie und Bundesangelegenheiten, 
Darmstadt / Wiesbaden .. 

An diesen beiden Studien haben mitgear­
beitet: Dipl.-Ing. Rolf Born, Dr. Witta Ebel, 
Dipl.-Ing. Werner Eicke-Hennig, Dr. Wolf­
gang Feist, Dipl.Ing. Wilfried Gabler, Dipl.­
Ing. Olaf Hildebrandt, Dipl.-Ing. Hans-Pe­
ter Hilpert, Dipl.-Ing. Eberhard Hinz, Dipl.­
Ing. Michael Jäkel, Dr.-lng. Jobst Klien, Dipl.­
Ing. Wolfgang Kröning, Dipl.-Phys. Tobias 
Logo, Dr. Helmut Schmidt, Dipl.-Ing. Bene­
dikt Siepe, Dr. Storch, Dr. Uwe Wullkopf. 

Der vorliegende Bericht faßt die Ergebnis­
se und Vorschläge der beiden umfangrei­
chen Studien zusammen. Für detaillierte Be­
gründungen und Ableitungen wird auf die 
Originalstudien verwiesen, die über das 
IWU zu beziehen sind. 

Darmstadt, September 1995 

Dr. Witta Ebel 
Dipl.-Ing. Werner Eicke-Hennig 
Dr. Wolfgang Feist 
Dr. Helmuth-Michael Groscurth 
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Die effiziente Energienulzung 
als Schlüssel zum Klimaproblem 

Abbildung 1: 

Mögliche Entwicklungen 

des Heizwärmebedarfs in 

den alten Bundesländern 

I§efahr von Klimaveränderungen 

Unter Klimawissenschaftlern herrscht Kon­

sens darüber, daß die fortgesetzte Emissi­

on klimawirksamer Spurengase wie Kohlen­

dioxid (C02) oder Methan (CH4) zu einem 

Anstieg der weltweiten mittleren Tempera­

tur um einige Grad Celsius führen wird . Als 

Folgen drohen u. a. eine Ausweitung der 

subtropischen Trockenzonen auf Kosten der 

heutigen Kornkammern, ein verstärktes 

Waldsterben, ein massiver Rückgang der 

Gletscher in de~ Alpen und ein Anstieg des 

Meeresspiegels. 

LS02-Emissionen und Energieeinsatz 

Mehr als 90% des Kohlendioxids entsteht 

bei der Verbrennung fossiler Energ ieträger. 

Deshalb fordert d ie Enquete-Kommission 

"Schutz der Erdatmosphäre" des Deutschen 

Bundestages eine tiefgreifende Umstruktu­

rierung der Energ ieversorgung . Ziel ist es, 

den COTAusstoß bis zum Jahr 2050 um 

80% zu reduzieren . Dazu wird es nicht 

genügen, auf CO2-ärmere Energieträger 
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wie Erdgas umzusteigen. CO2-freie Energie­

formen wie Kernenergie und Solarenergie 

reichen aus unterschiedlichen Gründen für 

die Aufrechterhaltung des Energieverbrauchs 

in seinem heutigen Ausmaß nicht aus. Des­

halb muß der Energieeinsatz insgesamt 

deutlich reduziert werden. 

Effiziente Energienutzung -

Voraussetzung für eine dauerhaft­

umweltgerechte Energieversorgung 

Die Einsparung von Energie ist heute die 

sicherste und produktivste Art der "Energie­

gewinnung" . Sie heizt weder die Inflation 

an noch die Atmosphäre auf. Sie ist ver­

gleichsweise billig, schnell erschließbar und 

läßt sich ohne strukturelle Änderungen in 

den Wirtschaftsprozeß integrieren . Der ef­

fizienten Energ ienutzung kommt eine Schlüs­

selrolle bei der Lösung des Klimaproblems 

zu . Sie ist die zentrale Voraussetzung da­

für, den Restbedarf mit erneuerbaren Ener­

gieträgern oder rationellen Versorgungs­

techniken zu decken. Durch sie entsteht wie­

der Handlungsspielraum für künftige Gene­

rationen, über umweltverträgliche Versor­

gungstechniken ohne Zeitdruck zu entschei­

den. Es ist die energiepolitische Aufgabe 

der nächsten 50 Jahre, diese Voraussetzung 

für eine dauerhaft-umweltgerechte Energie­

versorgung zu schaffen . 

[linsparpotentiale bei der Heizwärme 

Derzeit wird noch ein Drittel der in Deutsch­

land genutzten Endenergie für die Raum­

heizung eingesetzt. Mit den heute auf dem 

deutschen Markt verfügbaren Techniken zur 

Verbesserung des Wärmeschutzes bei be­

stehenden Gebäuden ist jedoch ein techni­

sches Energiesparpotential von 70% er­

schließbar (Abb. 1). Auf der Basis des von 

der Enquete-Kommission "Vorsorge zum 



Schutz der Erdatmosphäre" 1991 vorgege­

benen oberen Preisszenarios beträgt das 

wirtschaftliche Potential rund 50% (Abb. 1). 

Demonstrationsprojekte belegen , daß die 

dabei unterstellten Zielwerte für den Wär­

meschutz erreichbar sind. 

Die genannten Energ iesparpotentiale sind 

mit vertretbarem w irtschaftl ichen Aufwand 

nur dann zu ersc hließen, wen n die bauli­

chen Energiesparmaßnahmen an die übl i­

chen Erneuerungszyklen der jeweiligen 

Bauteile gekoppelt werden . Von selbst fin­

det d iese Kopplung jedoch nur in Einzelfäl­

len oder mit unzureichendem Maßnahmen­

umfang statt. Im "Trend" sind daher unter 

gegenwärtigen rechtlic.hen und wirtschaft­

lichen Rahmenbedingungen im Vergleich 

zur "Referenzentwicklung" ohne Energie­

sparmaßnahmen nur Einsparungen von 1 O~ 
15% zu erwarten . Werden dagegen opti­

male Wärmeschutzmaßnahmen zum jewei­

ligen Instandsetzungszeitpunkt stets mit 

durchgeführt und beim Neubau der Niedrig­

energiestandard eingehalten, erhöht sich im 

"Spa r-Szenario" d ie w irtschaftl ich erre ich­

bare ~i nsparung auf 36 % innerhalb von 
15 Jahren bzw. mehr als die Hälfte in 50 

Jahren . Die Differenz zwischen SPAR- und 

TREND-Kurve stellt den Handlungsspielraum 

dar, der durch eine entschlossene Energ ie­

pol itik ausgefüllt werden kann . 

Prinzipien des baulichen Wärmeschutzes 
Determinanten des Heizwörmebedarfs . 

Temperatur und Luftqualität in einem Raum 

werden durch die Baukonstruktion, die Haus­

technik und das Nutzerverhalten bestimmt. 

Maßgeblich für d ie Raumtemperatu r sind ' 

Wärmeverluste durch d ie Gebäudehülle, 

• W ärmegewinne durch eingestrahlte und 

absorbierte Sonnenenergie, 

interne Gewinne durch Wärmeabgabe 

von Personen und Geräten 

sowie die zugeführte Heizwärme. 

Die Heizwärmeeinsparung muß zuerst bei 

der Verringerung der Verluste durch Wär­

meleitung (Transmission), Konvektion und 

Wärmestrahlung ansetzen, da zusätzliche 

solare Gewinne nur begrenzt zu erzielen 

und vom aktuellen Wettergeschehen ab­

hängig sind . Die wichtigsten Ursachen für 

die Wärmeverluste eines Gebäudes sind 

die Wärmeleitung durch Außenwände, 

Decken und Dächer, 

die Wärmeleitung durch Fenster sowie 

die Abfuhr von Wärme mit der Abluft, die 

das Gebäude verläßt. 

Diese Wärmeverluste lassen sich sowohl für 

Neubauten als auch bei bestehenden Ge-

bäuden mit erprobten und marktgängigen 

Techniken erheblich reduzieren. 

W ärmedämmung 

Wärmedämmung ist umso wi rkungsvoller, 

je geringer d ie Wärmeleitfähigkeit der Bau­

stoffe ist. Deshalb müssen wärmedämmende 

Material ien möglichst leicht sein und viele 

Poren enthalten , die Luft oder andere Gase 

einschl ießen . Geeignet ist eine breite Palet­

te von Dämmstoffen, z .B. aus M ineralfaser, 

Polystyrol-Hartschaum, extrudiertem Polysty­

rol und Polyurethan , Schaumglas, Holz­

faserplatten , Blähperlite, Zellulosedämm­

stoffe und für bestimmte Anwendungen auch 

Wolle-, Baumwolle-, Flachsdämmstoffe. M it 

ihrer Hilfe lassen sich die Wärmeverluste 

durch Außenwände, Decken und Dächer 

beträchtl ich senken . 

Besonders wichtig ist es, Wärmebrücken zu 

vermeiden oder zu verringern . Dabei handelt 

es sich um Störstellen in der gedämmten 

Gebäudehülle, über die mehr Wärme abfließt 

als über die umgebenden Bereiche. Sie ent­

stehen z.B., wenn Stahlbetonplatten die Au-

ll.NSTITUT W~HNEN UND UMWELT. • • • 
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ßenwand durchstoßen (Balkone) oder'Anschlüs­

se von Wand- und Dachdämmung nicht sauber 

ausgeführt werden. Wärmebrücken beein­

trächtigen nicht nur den Wärmeschutz, sondern 

können durch Tauwasserbildung an den Innen­

oberflächen zu ernsten Bauschäden führen. 

l!rimärenergiebilanz und Recycling 
Der gesamte Primärenergieeinsatz für ein 

Gebäude verteilt sich auf die drei Phasen 

Erstellung, Nutzung und Abriß . Unabhän­

gig von Gebäudetyp und Bauart werden 

bisher über 90% des gesamten Energieein­

satzes während der Nutzungsphase für 

Raumheizung, Warmwasser, Licht und Kraft 

aufgewendet. Auf Erstellung und Abriß ent­

fallen jeweils nur etwa 5%. Gut gedämmte 

Konstruktionen erhöhen den Herstellungs­

Primärenergieaufwand geringfügig, sie redu­

zieren den Aufwand während der Nutzungs­

phase jedoch beträchtlich : Im Netto sparen 

gedämmte Konstruktionen 40-80 mal mehr 

Primärenergie ein, als zu ihrer Herstellung 

aufgewendet wurde. 

Um den Bauschuttanfall zu verringern und 

Wertstoffe zurückzugewinnen, ist ein weitge­

hend geschlossener Baustoffkreislauf anzustre­

ben. Recyclingraten von 80% erscheinen da­

bei aus heutiger Sicht erreichbar. Dämmstoffe 

gehören zu den gut recyclebaren Baustoffen. 

LWärmeschutzverglasung , 
Fenster weisen in der Regel höhere Verluste 

durch Wärmeleitung auf als Außenwände, 

Sie ermöglichen aber auch Wärmegewinne 

durch eingestrahlte Sonnenenergie. Für alle 

Orientierungen und bei allen Verschattungs­

verhältnissen ergibt sich eine deutliche Ener­

gieeinsparung durch die Verwendung von 

Wärmeschutzverglasung anstelle der bisher 

üblichen konventionellen Zweischeiben­

Isolierverglasung. 

LWinddichtigkeit und kontrollierte Lüftung 
Undichtigkeiten, die das Entweichen er­

wärmter Luft aus dem Gebäude ermögli-

ehen, erhöhen den Heizwärmebedarf eines 

Gebäudes und müssen daher abgedichtet 

werden. Dadurch werden gleichzeitig Bau­

schäden vermieden, die durch eindringen­

den Schlagregen oder Kondensation feuch­

ter Raumluft in der Konstruktion verursacht 

werden können. Eine gute Lösung zur Sicher­

steilung einer hygienisch einwandfreien 

Raumluftqualität ist die kontrollierte Lüftung. 

Ihre einfachste Form besteht darin, daß ver­

brauchte Luft zentral aus den Räumen mit 

der höchsten Luftbelastung (Küche, Bad, 
WC) abgesaugt wird. Frischluft gelangt 

über verstellbare Zuluftöffnungen in die Räu­

me. Zusätzlich kann die angesaugte Innen­

luft auch über einen Wärmetauseher geführt 

werden . Sie wird dann erst nach Wärme­

abgabe an die Frischluft über das Dach ab­

geführt. Unabdingbare Voraussetzungen 

sind dabei eine sehr dichte Außenhülle des 

Gebäudes und ein geringer Stromverbrauch 

für die Lüfter. 

LWohnqualität 
Wenn der Wärmeschutz verbessert wird, 

steigt die Oberflächentemperatur der Wand­

flächen. Dadurch wird dem menschlichen 

Körper weniger Wärme durch Strahlung 

entzogen. Es entsteht ein gleichmäßiges 

Strahlungsklima, das sich vorteilhaft auf 

Wohlbefinden und Wohngesundheit aus­

wirkt, Die hohe Dichtheit der Gebäudehülle 

verhindert unbehagli'<:he Zugluft. Eine kon­

trollierte Lüftung sorgt für eine deutlich ver­

besserte Luftqualität gegenüber dem heuti­

gen Durchschnitt, Wärmeschutz und Gebäu­

deobdichtung dienen daher nicht nur dem 

Schutz der Umwelt, sondern stellen auch 

eine nicht zu unterschätzende "Behaglich­

keitsversicherung" dar. 

l!nergiekennwerte 
Energiekennwerte, die den Energiebedarf 

eines Gebäudes bezogen auf einen Qua­

dratmeter Wohnfläche und einen Zeitraum 

von einem Jahr ausweisen, sind ein wichti­

ges Hilfsmittel zur Beurteilung der energeti-



schen Qualität eines Gebäudes. Sie wer­

den in "Kilowattstunden pro Quadratmeter 

und Jahr" [kurz: kWh/(m2a)] angegeben. 

Der Heizwärmekennwert benennt diejenige 

Wärmemenge (pro Quadratmeter Wohn­
fläche und Jahr), die einem Gebäude 

zugeführt werden muß, um die Bilanz von 

Wärmeverlusten sowie solaren und internen 

Wärmegewinnen auszugleichen (Abb . 2) 
und somit eine behagliche Innentempera­

tur zu erreichen. Der Heizwärmekennwert 

hängt nur vom Wärmeschutzstandard des 

Gebäudes ab und ist unabhängig vom 

Heizungssystem. 

Der Heizenergiekennwert beschreibt dage­

gen die Endenergiemenge, die von den 

Nutzern eines Gebäudes auf dem Markt 

gekauft werden muß, um (ausschließlich) 
den Heizwärmebedarf zu decken . Er be­

zieht sich also auf die erforderl ichen Men­

gen an Brennstoffen (Kohle, Öl, Gas), Strom 

oder Fernwärme. Der Heizenergiekennwert 

schließt die Verluste bei der Heizwärme­

bereitstellung mit ein . 

Simulation des Heizwärmebedarfs 
Der Wärmebedarf von Gebäuden und der 

Einfluß wärmetechnischer Modernisierungs­

maßnahmen können mit Wärmebilanz­

programmen simuliert werden. Diese die­

nen zum einen zur Ermittlung von Einspar­

potentialen unter vergleichbaren Rahmen­

bedingungen, zum anderen können sie für 

die Energieberatung eingesetzt werden. 

Für diese Studie wurde das Wärmebilanz­

programm ENBIL verwendet, das sich in 

einer Vielzahl von Anwendungen bewährt 

hat. Bei den Simulationsrechnungen wer­

den alle Gebäude unter einheitlichen Be­

dingungen verglichen, die die durchschnitt- , 

lichen Gegebenheiten in den deutschen 

Haushalten widerspiegeln. 

INSTITUT WOHNEN UND UMWELT 
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Abbildung 2 : 
Energiebilanz eines Gebäudes 

Lüftung 

Wand 

Fenster und Türen 
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Bild 7: 
Mehrfamilienhaus in Kassel : 

durch nachträgliche Wärme­
schutzmaßnahmen an den 

Außenbauteilen wurde der 

Heizwärmeverbrauch um 

57% gesenkt. 
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Wirtschaftlichkeit von 
Wärmeschutzmaßnahmen 
Volkswirtschaftliche Bedeutung und 

betriebliche Praxis 
Investitionen in Energiesparmaßnahmen 

sind volkswirtschaftlich vorteilhaft, weil sie 

helfen, unabsehbare Schäden an unserer 

Umwelt zu vermeiden . Zudem kommen die 

Ausgaben der nationalen Wirtschaft zugu­

te und verringern die Rohstoffimporte. In der 

betrieblichen Praxis müssen Wärmeschutz­

maßnahmen jedoch mit der heute noch sehr 

billigen Energieversorgung konkurrieren . 

Sie werden oft nicht realisiert, weil der In­

vestor unsicher ist, ob sich die Investitionen 

für ihn lohnen . 

Unsicherheiten bei der Berechnung 
der Wirtschaftlichkeit 
Wirtschaftlichkeitsrechnungen können ent- . 

gegen häufig anzutreffender Ansicht keine 

exakten Werte für zukünftige Kosten und 

Nutzen von Investitionen liefern. Alle Aus­

sagen sind mit Unsicherheiten behaftet, die 

auf der unvollständigen Kenntnis künftiger 

Entwicklungen, z.B. der Zinsen und Ener­

giepreise, beruhen. 

LPynamische Wirtschaftlichkeits· 
berechnung 
Aufgrund der langen und oft unterschiedlichen 

Lebensdauern von Gebäuden und deren en­

ergetisch relevanten Bauteilen müssen Wirt­

schaftlichkeitsrechnungen dynamisch erfol­

gen, d .h. unter Berücksichtigung der jährli­

chen Ausgaben und Einsparungen sowie der 

Kapitalzinsen. Jede Ausgabe oder Einnahme 

wird dabei mit dem Kapitalzinssatz auf ei­

nen Anfangszeitpunkt zurückgezinst. Die Sum­

me ergibt den Kapitalwert, der sich veran­

schaulichen läßt durch diejenige Geldmen­

ge, die man am Anfangszeitpunkt auf die 

Bank bringen muß, um zu einem späteren Zeit­

punkt einen bestimmten Betrag, z .B. für den 

Kauf von Brennstoffen, ausgeben zu können . 

Legt man den Kapitalwert auf jährliche Kosten 

um, die gleichmäßig auf die Nutzungsdauer 

verteilt werden, so nennt man diese konstan­

te jährliche Rate Annuität (vergleichbar mit 
den Raten für die Rückzahlung des Kredits). 

Mittlere Kosten einer eingesparten 
Energieeinheit 
Dividiert man die so berechneten jährlichen 

Kosten einer Energiesparmaßnahme durch 

die eingesparte Endenergiemenge, so erhält 

man die mittleren Kosten der eingesparten 

Energie, die einen hervorragenden Bewer­

tungsmaßstab bilden. Sie sind zu vergleichen 

mit dem mittleren zukünftigen Bezugspreis für 

Energie, den man erhält, wenn der Barwert 

der jährlich steigenden Kosten für eine Energie­

einheit berechnet und dann mit Hilfe der 

Annuitätenmethode auf den gesamten Betrach­

tungszeitraum umgelegt wird. Eine Maßnah­

me ist somit genau dann wirtschaftlich, wenn 

der Preis für die eingesparte Kilowattstunde 

Endenergie geringer ist als der zukünftige, 

über die Nutzungsdauer gemittelte Preis für 

die bezogene Kilowattstunde Endenergie. 



LWirtschaftliche Rahmendaten 
Die künftigen Preise für die Kilowattstunde 

bezogener Endenergie kann niemand exakt 

nennen; nicht brauchbar als Vergleichswert 

sind die gegenwartigen Tagespreise für 

Brennstoffe von 4-6 Pf/kWh . Auch unter 

nur moderaten Preissteigerungen führt das 

Trendszenario zu einem mittleren künftigen 

Brennstoffpreis (Untergrenze) um 6,2 Pf/kWh. 

Das Sparszenario der Enquete-Kommission 

"Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphare" 

führte zu einem auch durch Energiesteuern 

starker ansteigenden mittleren Brennstoff-

preis (Sparszenario) um 12,2 Pf/kWh. Ein 

anderer Vergleichswert sind die Preise für 

eine künftig zu erwartende Wärmeversor-
. gung aus erneuerbaren Energiequellen . Bei 

kostengünstigen Solaranlagen zur Warmwas­

serbereitung oder zur solaren Nahwarme­

versorgung könnte der künftige Energiege­

stehungspreis für Solarwärme 25-40 Pf/kWh 

betragen . Je nach Zukunftsentwicklung wird 

der zu verwendende Vergleichspreis für 

Endenergie daher im Bereich zwischen 6,2 

und über 25 Pf/kWh liegen. 

Heizwärmebedarf von Neubauten 
Niedrigenenergiehäuser als Standard 

Der heute technisch sinnvolle und wirtschaft­

lich vertretbare Standard für Neubauten ist 

das Niedrigenergiehaus. Sein Heizwarme­

bedarf liegt zwischen 30 und 70 kWh/(m 2a) . 

Dieser Standard laßt sich in die in Deutsch­

land üblichen Bauweisen problemlos inte­

grieren . Kennzeichen des Niedrigenergie-
hauses sind vor allem . 

gute Wärmedammung von Außenwän­

den, Kellerdecke und Dach, 

• Warmeschutzverglasung, passive Solar­

energ i en utzu ng 

• hohe Dichtigkeit der Gebäudehülle und 

kontrollierte lüftung . 

Die Mehrkosten li~gen heute zwischen 

2 und 8% der rein~n1Baukosten . Sie sinken 

jedoch bei integraler Planung gegen Null. 

Jedes nicht nach diesem Standard errichte­

te neue Gebaude st~lIt eine auf Jahrzehnte 

entgangene Gelegenheit zur Energieein­

sparung dar. Bezogen auf die Warme­

schutzverordnung (WSchVO) 1982 führt 

deren Neuregelung 1995 für Neubauten 

zu Heizwärmeeinsparungen von ca . 30%: 

Der Niedrigenergiehausstandard ermög­

licht dagegen eine Reduzierung um 50-
70%. Die gemessene Einsparung i~ Darm­

stadter Passivhaus peträgt sogar 95%. 
. . 

Neubaustandards 
Im Rahmen der WSchVO 1982 konnte zwi­

schen der Einhaltung eines maximal zulas­

sigen mittleren k-Werts der Gebäudehülle 

und der Beachtung einzelner k-Werte für die 

versch iedenen Bauteile gewählt werden . 

Die novellierteWSchVO 1995 macht da­

gegen den Jahresheizwarmebedarf zur 

Grundlage für den Wärmeschutz. Er wird 

aus der Bilanz von Transmissionswärme­

verlusten der Gebäudehülle, Lüftungswärme-

WSchVO 1982 
WSchVO 1995 

Niedrigenergiehaus 
Passivhaus 

, 
INSTITUT WOHNEN UND UMWELT 

Wirtschaftliche Rahmendaten 

Gegenwörtige Tagespreise: 
4- 6 Pf/kWh 

Mifflerer künftiger 
Brennstaffpreis (Untergrenze): 
um 6,2 Pf/kWh 

Mittlerer Brennstoffpreis 
(Sparszenario) : 
um 12,2 Pf/kWh 

Künftiger Energiegestehungs­
preis für Solarwörme: 
25-40 Pf/kWh 

Vergleichspreis für Endenergie: 
zwischen 6, 2 und 

über 25 Pf/kWh 

Abbildung 3: 
Heizwörmekennwerte 

verschiedener Neubau­

standards 
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Tabelle 1: 
Kosten verschiedener 

Neubaustandards 

Bild 2: 
Das Darmstädter 

Passivhaus hat nur noch 

einen Heizwärmebedarf 

von 1 0 kWh/(m2a) 

10 
• 
• 
• 

Bild 3: 
Dieses Niedrigenergie­

Doppelhaus kommt 

mit 60 kWh/(m 2a) über 

den Winter 

r-

Heizwörmek ennwert Kosten je eingesparte 

Energieeinheit [pf/kWh] Standard [kWh/( 

WSchVO 1982 120 - 1 80 

20 

o 
WSchVo 1995 80 - 1 3,5 

Niedrigenergiehaus j 30 - 7 3 - 14 

10 -30 
-

Passivhaus < 15 
I '-'" 

verlusten sowie solaren und inneren Wärme­

gewinnen ermittelt. Die Berechnungsweise 

ist jedoch so stark vereinfacht, daß sie die 

realen Verhältnisse nicht wiedergibt. 

Niedrigenergiehäuser sind definiert durch 

Heizwärmekennwerte von weniger als 

70 kWh/(m2a) für Einfamil ienhäuser und 

weniger als 55 kWh/(m2a) fü r Mehrfamil i­

enhäuser. Das N iedrigenergiehaus bezeich­

net demnach einen Standard, nicht eine 

Bauweise. Konstruktionen oder gar k-Werte 

werden nicht vorgeschrieben. Auf welche 

Weise der gewünschte geringe Heizwärme­

bedarf realisiert wird, bleibt Bauherr und 

Planer überlassen. Um ihn allerdings zu er­

reichen, ist unter unseren Klimabedingung­

en ein guter Wärmeschutz der Außenhülle 

unerläßlich. Typische Dämmschichtdicken 

sind 25 cm bei Dächern und 15 cm bei 

Außenwänden . 

Passivhäuser haben dagegen einen prak­

tisch verschwindenden Heizwärmebedarf. 

Dies w ird erreicht, indem die beim Niedrig­

energ iehaus eingesetzten Techn iken zur 

Senkung der Wärmeverluste weiter verbes-

_sert werden . Derartige Gebäude werden 

allein durch innere Wärmequellen und die 

eingestrahlte Sonnenenergie warm gehal­

ten . Die isolierte Betrachtung der Heizwärme 

ist dann allerdings nicht mehr sinnvoll. Viel­

mehr müssen in Passivhäusern alle heute 

üblichen Energiedienstleistungen (Warm­
wasser, gegebenenfalls Restheizung, so­
wie Strom für Haushaltsgeräte, Beleuch­
tung und die zusätzliche Lüftungsanlage) 

mit einem Endenergiekennwert von maxi­

mal 30 kWh/(m 2a) bereitgestellt werden. 

Heizwärmekennwerte und Kosten der Neu­

baustandards sind in Abb. 3 und Tab. 1 

zusammengestellt. 



Heizwärmeeinsparung im Altbau 
Die energetisch vorbildliche Gestaltung von 

Neubauten reicht nicht aus, um die COT 

Emissionen im notwendigen Umfang zu re­

duzieren. Die Prinzipien des Wärmeschut­

zes lassen sich jedoch auch auf Altbauten 

anwenden. Die in Abb. 1 dargestellten tech­

nischen und wirtschaftlichen Einsparpo­

tentiale von 70% bzw. 50% ergeben sich 

aus den folgenden Überlegungen. 

L Gebäudetypologie 
Die Gebäudetypologie teilt den Gebäude­

bestand nach Baualter und Gebäudegröße 

in Klassen ein (Abb. 4-6). Das Baualter bil­

det ein wichtiges Merkmal, weil sich in je­

der Bauepoche allgemein übliche Kon­

struktionsweisen finden lassen, die den 

Heizwärmebedarf wesentlich beeinflussen . 

Die Baualtersklassen orientieren sich an hi­

storischen Einschnitten , den Zeitpunkten sta­

tis tischer Erhebungen und den Veränderun­

gen der Bauvorschriften . Die Gebäude­

größe spielt eine wesentliche Rolle,weil 

größere Gebäude im Verhältnis zum nutz-

baren Volumen eine geringere Außenfläche 

aufweisen, über die Wärme an die Umge­

bung abfließen kann . 

LGebäudesimulation 
Mit Hilfe von Simulationsrechnungen für ex­

emplarische Gebäude aus jeder Klasse der 

Gebäudetypologie wurde untersucht, wie 

sich mögliche Wärmeschutzmaßnahmen 

auswirken . Die Ergebnisse wurden dann 

durch Vergleich mit empirischen Daten tat­

sächlich sanierter Gebäude überprüft und 

bestätigt. 

l.!<0pplung an ohnehin durchgeführte 
Maßnahmen 
Der Gebäudebestand unterliegt einem stän­

d igen Instandhaltungs- und Modernisie­

rungsprozeß. Wenn d ie Wärmeschutzmaß­

nahmen an die ohneh in durchgeführten 

Modern isierungsmaßnahmen der Außen­

bauteile gekoppelt werden, ist der Aufwand 

weitaus geringer als bei isolierter Durchfüh­

rung . Neben den ohnehin anfallenden Ko-

L!.NSTITUT WOHNEN UND UMWELT. ~ 

Bild 4: 
Außenputzerneuerung -
der richtige Zeitpunkt für 

die Wörmedömmung der 
Außenwand 
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Typ 

Charakter 

Baualtersklasse 

freistehende 
Einfamilienhäuser 
EFH 

240 -
200 -

,,0 160-
..s. 120 -

~ 80 -
40 -
0 -

A 

Fachwerk 

-1918 

Reihenhäuser 
RH 

' pezlfi,cher 
Nvfunerglebedorf 
_ IST 

Typ 

Charakter 

Baualtersklasse 

kleine Mehr­
familienhäuser 
KMH 

bis vier 
Geschosse 240 -

und wlttschoftl eh 
erreichbo re Werle 

13 Pl/kWh 

A 

Fachwerk 

-19 18 

_ 200 -
o 

80 -
40 -
0 -

~ :~ = . 49~o 

~ 80-
... 40 -

große Mehr­
familienhäuser 
und Hochhäuser 
GMH und HH 

Abbildung 4: 

0 -

spezifi,cher 
Nulzenergiebedorf 
_ IST 
und wirlscholtfteh 
erreichbare Werle 

13Pf/l<Wh 

240 -
o 200 -

NE 160 -

" 120-
~ 80 -

40 -
0 -

B 

Massiv 

-1918 

B 

Massiv 

-19 18 

Gebäudetypologie für den Gebäudebestand 
in den Alten Bundesländern 
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c D E F G H 

I. WSchVO 11. WSchVO 

1919-1948 1949-1957 1958-1968 1969-1978 1979-1983 1984-1990 

c D E F G H 

I. WSchVO 11 . WSchVO 

1919-1948 1949-1957 1958-1968 1969- 1978 1979-1983 1984-1990 

· 58% ·34% ·39% 



Typ EFHA/EFHB EFHC EFHD/EFHE 

Baualtersklasse -1918 1919-1945 1946- 1970 

Einfamilienhäuser 
EFH 

kleine Mehr-
famielienhäuser 
KMH 300 -

250 -
200 -

Ö 
NE 150 -

<:::: 100 -

~ 50 -
0 -

Typ KMHD KMHE GMHB 

Baualtersklasse 1946-1960 1961-1990 -1918 

große Mehr-
familienhäuser 
und Hochhäuser 
GMH/HH 

300 -
250 -
200 -

Ö 150 -'" E 100 -<:::: ..c: SO -
~ 0-

EFHI Einfamilienhaus 

EFHF/EFHG EFHH 

1971-1985 1986-1990 

- 56% 

GMHF GMHG 

1970-1980 1980-1985 

RHI Reihenhaus 

INSTITUT WOHNEN UND UMWELT 

KMHA KMHB KMHC 

-1918 - 1918 1919- 1945 

·59'(, .60°'0 - 53% 

GMHH HHF HHG 

1986-1990 1970- 1985 1970-1985 

Abbildung 5 : 
Gebäudetypologie für 
den Gebäudebestond in 
den Neuen Bundesländern 

KMHI kleines Mehrfamilienhaus 

Baujahr 1988-1994 ff. 

Abbildung 6: 
Gebäudetypologie für 
Neubauten 
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Oben Bild 5: 
Mindestens 15 cm 

Wärmedämmung auf den 
Außenwänden - ein guter 

Wärmeschutz beim Neubau 

Mille Bild 6: 
Dachdämmung im Altbau : 

Gedämmt wird sehr häufig 

zwischen und unter den 

Sparren (insgesamt 20 cm) 

Unten Bild 7: 
6 cm Polystyrolplatten 

unter der Kellerdecke 

14 
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sten, etwa für Fenstereinbau, Dacheindek­

kung, Neuverputz und Gerüst, sind für die 

Energieeinsparung nur noch Zusatzkosten 

zu erbringen, während der Gesamtaufwand 

für eine Maßnahme oft weder ökonomisch 

noch ökologisch sinnvoll wäre, wenn sie nur 

der Energieeinsparung dienen sollte. Wer­

den diese Modernisierungszeitpunkt~ für die 

Außenbauteil~ nicht genutzt, wären die 

Chancen für die Energieeinsparung wegen 

der langen Bouteillebensdauern jeweils auf 

Jahrzehnte vertan . 

Optimale Dämmstoffstärken 
Entscheidend ist, daß die Stärke der Däm­

mung nicht zu gering gewählt wird . Die op­

timale Dicke läßt sich ermitteln, indem 

Investitionskosten und eingesparte Energie­
kosten verglichen werden . Dabei stellt sich 

heraus, daß die erreichten Kosteneinspa­

rungen über große Bereiche der Dämm­

stoffstärke nahezu konstant sind . Die heute 

üblichen Stärken liegen durchweg a'm 

. unteren Ende des ökonomisch und ökolo­

gisch Sinnvollen . Vernünftig sind dagegen 

Dämmstoffstärken von 

20 cm bei Dächern sowie 

12 cm bei Außendämmungen und 

6 cm bei Innendämmungen von 

Außenwänden . 

Diese Werte sind bei heutigen Energieprei­

sen w irtschaftlich vertretbar, denn sie füh­

ren während der Lebensdauer der Däm­

mung zu Kosteneinsparungen . Gleichzeitig 

stellen sie ' eine gute Versicherung gegen 

zukünftig steigende Energiepreise dar. 

Maßnahmenkatalog 
Die so ermittelten optimalen Wärmeschutz­

maßnahmen wurden zu einem Katalog zu­

sammengefaßt, der in Tab . 2 kurz und im 

Anhang vollständig wiedergegeben ist. 

U echnisches und wirtschaftliches 
Einsparpotential 
Wenn alle Maßnahmen des Kataloges ohne 

Rücksicht auf ihre Wirtschaftlichkeit und an- . 

dere Restriktionen wie Außenansicht und 

Denkmalschutz durchführt würden, so ließe 

sich ein technisches Einsparpotential von 

71 % in den Alten und 77% in den Neuen 

Bundesländern verwirklichen (Tab. 3) . Da­

bei wurden Maßnahmen, die heute von 

vornherein für alle Gebäudetypen unwirt­

schaftlich wären, gar nicht betrachtet. Wei­

che dieser Maßnahmen sinnvoll durchge­

führt werden können, hängt im Einzelfall 

Tabelle 2: 
Katalog optimaler Wärmeschutzmaßnahmen 

Außenwand 

Vorhangfassade (12 cm) 

Wärmedämmverbundsystem (12 cm) 

Kerndämmung zweischaliger Außenwände 

Keller 

Dämmplatten an Kellerwänden 

und -decke (6 cm) 

Erneuerung des Erdgeschoßfußbodens, 

Dämmplatten (5 cm) 

Sleildach 

Dämmung zwischen und unter 

Sparren (20 cm) 

Zusatzdämmung in Schrägen und 

Kehlbalken (12 cm) 

Einblasen von Dämmstoff in den 

Belüftungsraum der Dachschräge und euf 

die Kehlbalkenlage (12 cm) 

Flachdach 

Kaltdach: Einblasdämmung in 

Belüftungsraum (20 cm) 

Warmdach: Verstärkung der Wärmedämmung 

(1 4 cm) oder Dämmplatten 

auf alter Dachhaut (12 cm) 

Obergeschoßdecke 

Einblasdämmung oder Dämmplatten (20 cm) 

Fenster 

Einbau von Wärmeschutzverglasung 

[k-Wert $ 1,5 W j(m2Kll 



vom Gebäudetyp sowie von der Energie­
preisentwicklung ab. Da letztere die größ­
te Unsicherheit darstellt, ist in Tab. 3 und 
Abb. 7 das - unter Beachtung aller Restrik­

tionen für die Ausführung von Wärmeschutz­
maßnahmen - wirtschaftliche Einsparpo­
tential in Abhängigkeit vom zukünftigen 

Energiepreis dargestellt. Ob die einzelnen 
Maßnahmen wirtschaftlich sind, hängt vom 
unterstellten Energiepreis ab. In Tab. 3 und 
Abb. 7 ist daher das wirtschaftliche Einspar­
potential für unterschiedl iche zukünftige 

Energiepreise angegeben . 

berechnet werden. Solche Entscheidungs­
grundlagen zu schaffen, ist die Aufgabe von 
Energieberatern, Architekten und Ingenieu­
ren . Damit Gebäudeeigentümer und Mie­

ter dieses dringend notwendige Angebot 
überhaupt in Anspruch nehmen können, ist 
die Schaffung einer flächendeckenden In­
frastruktur von' unabhängigen Energie­
beratungsstellen erforderlich . 

Wärmeschutz und Heizungs­
modernisierung ergänzen sich 
Wärmeschutzmaßnahmen werden durch 
eine Modernisierung der Heizungsanlage 

Einsparpotentiale nach Bauteilen ergänzt. In beiden Bereichen haben Ener-
Abb. 7 zeigt die Einsparpotentiale nach giesparmaßnahmen ihren jewei ls richtigen 
Bauteilen und in Abhängigkeit vom Energie- Zeitpunkt: Ist der Kessel defekt, wird er 
preis. Die größten Einsparungen lassen sich durch einen modernen energiesparsamen 
durch Maßnahmen an den Außenwänden Heizkessel ersetzt, wird die Außenfa~sade 
realisieren. Diese »,erden zum großen Teil erneuert, ist dies der richtige Zeitpunkt für 

- Gei- einem Energiepreis von- 3-=-6- Pf!kWn-----eine Wärmedämmung . 

wirtschaftlich . Das zweithöchste Potential 

liegt in der Dämmung der Dächer, die zwi­
schen 2-7 Pf/kWh wirtschaftlich wird . Der 
Ersatz von konventionellen Isoliervergla­

sungen durch Wärmeschutzverglasungen 
rechnet sich bei Energiepreisen zwischen 
6 und 12 Pf/kWh. Bereits beim derzeiti­

gen Heizenergiepreis von etwa 4,5 Pf/kWh 
könnten bis zu 30% der Heizwärme wirt­
schaftlich eingespart werden . Dieses Poten­

tial verdoppelt sich, wenn ein Energiepreis 
von 13 Pf/kWh unterstellt wird, wie dies 

die Enquete-Kommission "Vorsorge zum 
Schutz der Erdatmosphäre" in ihre~ Hoch­
preis-Szenario tut. 

Energieeinsparung im Einzelfall 

Die Heizungserneuerung spart in der Re­
gel etwa 20% Endenergie ein . Wird gleich­

zeitig auf Gas umgestellt, sind zusätzliche 
Einsparungen von 10% möglich. Die Redu­
zierung des Heizwärmebedarfs durch Wär­
meschutzmaßnahmen erschließt ein Einspar­

potential von mehr als 50%. 

70% 

"0 
60% 

'-E 
Jl! 50% 0 e-
&. .. 40% c: 

üi .. 
Q) 

30% ..c: 
u 

:E 
0 

..c: 20% ~ 

~ 
10% 

0% 
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Bild 8: 
Anbringung Wärmedämm­

verbundsystem: 12 cm sind 

beim Altbau die optimale 
Dämmschichtdicke für die 

Außenwand 

Abbildung 7: 
Wirtschaftliches Potential zur 

Heizwärmeeinsparung in 

Abhängigkeit vom Energiepreis 

(Supply-Kurve) 

LÜFTU 

WAND 

ERDREICH/KELLER 

FENSTER 

DACH 

Die Aussagen zu den Einsparpotentialen 

sind als Mittelwerte für die verschiedenen 
Gebäudetypen zu verstehen . Für das jewei­
lige Einzelgebäude sind diese ' Aussagen 

eine Orientierungshilfe, sie ersetzen jedoch 

nicht eine detaillierte Betrachtung . Die im 
Einzelfall möglichen Energieeinsparungen, 
die Kosten und die Wirtschaftlichkeit kön­

nen nur anhand konkreter Gebäudedaten 

0 2 4 6 8 10 12 14 16 18 20 
MillI. künftiger Energiepreis [PljkWhj 
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Tabelle 3: 
Einsparpotentiale 
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Alte Bundesländer Neue Bundesländer 

Zahl der VVohnungen 

heutiger Heizwärmebedarf 

technisches Einsparpotential 

(gern . Maßnahmenkatalog) 

w irtschaftliche Einsparpotential 

bei mittlerem zukünftigen 

11 26 M io. 6,6 Mio. 

340 TVVh 74 TVVh 

71% 77% 

Energiepreis von 6 Pf/kVVh 38% 53% 

8 Pf/kVVh 43% 62% 

13 Pf/kVVh 53% 63% 
L-_______________________ ~~ ________________ ~I~ ______ _ 

Instrumente zur Realisierung 
der Einsparpotentiale 
Notwendigkeit eines integrierten 

Maßnahmenbündels 
Zur Ausschöpfung der Einsparpotentiale 

muß der in Abb. 1 gezeigte Handlungsspiel­

raum genutzt werden. Dazu stehen folgen­

de energiepolitischen Instrumente zur Ver­

fügung : 
Information, VVeiterbildung und Motivation 

- Einrichtung einer unabhängigen 

Beratungsi nfrastruktur 

- Einführung von Energiekennwerten 

und Energiepässen 

- Aufbau von VVeiterbildungsprogrammen 

- Forschungsförderung und 

Demonstrationsvorhaben 

• Verbesserung der ordnungspolitischen 
Rahmenbedingungen 

- Verbesserung der VVärmeschutzverordnung 

- Aufnahme des Umweltschutzes in die 

Baugesetzgebung 

Verbesserung der wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen 

- Energiesteuern 

- Förderprogramme 

Keines dieser Instrumente wird alleine aus-

reichen, um die notwend igen Einspareffekte 

zu erzielen . Vielmehr ist es erforderlich, ein 

integriertes Maßnahmenbündel zu entwer­

fen, das Vor- und Nachteile, Stärken und 

Schwächen der einzelnen Instrumente aus­
balanciert. 

l1'ufbau einer Beratungsinfrastruktur 
Eine unabhängige Energieberatung kann 

Informationsdezifite und Vorurteile gegen­

über der Energieeinsparung bei den Ver­

brauchern vermindern . Eine feste Beratungs­

stelle für je 250.000 Einwohner würde ört-

. lich und dauerhaft starke Impulse für den 

Energiesparprozeß geben. Der Aufbau ei­

ner geeigneten Infrastruktur sollte durch ein 

Förderprogramm unterstützt werden . 

Die Energieberatungsstellen sollen private 

und gewerbliche Energieverbraucher ko­

stenfrei und unabhängig von wirtschaftli­
chen Interessen 

über die Möglichkeit~n der rationellen, 

umwelt- und sozialverträglichen Energie­

nutzung informieren, 



• objektbezogene Entscheidungsgrundlagen 

für energiesparende Investitionen vermitteln, 

integrierte Energiesparkonzepte für die 

jeweiligenörtlicben Verhältnisse erarbei­

ten und 

• durch kontinuierliche Öffentlichkeitsarbeit 

den allgemeinen Wissensstand über den 

Stellenwert der Energieeinsparung erhöhen. 

Der Finanzierungsaufwand für 320 Bera­

tungsstellen beträgt rund 190 Mio . DM 

pro Jahr für die laufenden Kosten und ein­

malig rund 80 Mio. DM für den Aufbau. Er 

kann durch Drittelfinanzierung zwischen 

Bund, Ländern, Gemeinden und weiteren 

Institutionen aufgeteilt werden . Angesichts 

dieses geringen Aufwandes kann die För­

derung der Energieberatung sofort erfolgen 

und braucht nicht mit der Einführung einer 

Energiesteuer verknüpft zu werden . 

I!nergiekennwerte und Energiepaß 
Die Einführung und Verbreitung von Ener­

g iekennwerten würde eine Reihe positiver 

Effekte auslösen : 

• Es werden klare Orientierungshilfen für die 

eigentliche Zielgröße, den Energiever­

brauch, gegeben . 

• Zur Einhaltung der Kennwerte sind un­

terschiedliche Wege möglich. Dadurch 

werden bei der Planung von Neubau­

ten und Modernisierungen Gestaltungs, 

spielräume eröffnet und innovative Lösun­

gen gefördert. 

• Durch Ausstellung von Energiepässen 

werden die Kennwerte zu einem Qualitäts­

merkmal für Gebäude, das Einfluß auf die 

am Markt erziel baren Mieten und Ver­

kaufserlöse hat. 

• Die Einhaltung des gewünschten energe­

tischen Standards kann von Gebäudeeigen­

tümern und -nutzern durch Verbrauchsmes­

sungen überprüft werden, was wiederum 

die sorgfältige Ausführung von Wärme~ 

schutzmaßnahmen fördert. 

Das Berechnungsverfahren der Wärme­

schutzverordnung 1995 für den Jahres-

heizwärmebedarf liefert keine realistischen 

Werte. Mit dem "Leitfaden Energiebewußte 
Gebäudeplanung" liegt dagegen ein wirk­

lichkeitsnahes und leicht nachvollziehbares 

Verfahren zur Berechnung von Energiekenn­

werten vor. Im Gegensatz zum Wärme­

bedarfsausweis der Wärmeschutzverord­

nung 1995 sollten Energiepässe die Hei­

zungsa~lage mit einbeziehen, um so eine 

Gesamtoptimierung der Energieversorgung 

zu ermöglichen . Energiepässe sollten vor­

läufig auf freiwilliger Basis ausgestellt und 

nur im Rahmen von Förderprogrammen vor­

geschrieben werden . 

l.!augesetzgebung 
Im Baurecht gibt es bislang keinen griffi7 

gen Gesamtmaßstab für die energetische 

Qualitätvon Gebäuden . Der Schutz der Erd­

atmosphäre hat im Baugesetzbuch, den 

Bauordnungen der Länder und ähnlichen 

Normensystemen noch ke ine Berücksichti­

gung gefunden . Hier ist bisher ausgehend 

vom Zustand der Gebäude im 19. Jahrhun­

dert die Abwehr von Gefahren für Leib und 

Leben der Bewohner alleiniger Maßstab für 

Mindestanforderungen und Grenzwerte. 

Der Umweltschutz muß in der gesamten Bau­

gesetzgebung zu einem wesentlichen Ziel 

gemacht werden, damit konkrete örtliche 

Festlegungen aus den allgemeinen Vorschrif­

ten abgeleitet werden können. 

Die Wärmeschutzverordnung von 1995 muß 

möglichst bald verbessert werden, indem 

das Niedrigenergiehaus als Standard für 

Neubauten festgeschrieben wird . Gleichzei­

tig sind die im gegenwärtigen Nachweis­

verfahren bestehenden Schwächen durch 

engen Bezug auf die europäische Norm 

EN 832 auszuräumen. Wärmeschutzmaß­

nahmen bei Altbauten sollten dagegen nicht 

mit ordnungsrechtlichen Mitteln durchge­

setzt werden, weil sonst möglicherweise 

dringend erforderliche Sanierungsmaßnah­

men aufgeschoben werden und es zu gra­

vierenden Bauschäden kommen kann . B~s-

I INSTITUT WOHNEN UN[) UMWELT 
L.;. • • • • • 
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Bild 9: 
Die Energ iekennwerte für 

Neubausiedlungen können, 

wie hier in Schopfheim, durch 

die Kommune festgelegt werden 

(Grundstückskaufverträge) 

18 
• 
• 
• 

ser geeignet sind die unten beschriebenen 

wirtschaftlichen Anreize. 

Solange wirkungsvolle bundeseinheitliche 

Maßnahmen fehlen, bieten Flächennut­

zungspläne und Bebauungspläne eine wenn 

auch begrenzte Möglichkeit für Kommunen, 

selbst tätig zu werden . Bei kommunalen 

Bauland und bei Flächenumlegungen im 

Zuge von Stadtentwicklungsmaßnahmen, 

bei denen die Kommune als Zwischen­

besitzer in Erscheinung tritt, kann der Ver­

kauf bzw. Wiederverkauf an Auflagen zum 

Wärmeschutz bzw. Energiekennwerte ge­

bunden werden . Ähnliche Einflußmöglich­

keiten bestehen bei Siedlungsprojekten von 

Wohnungsbaugesellschaften, die sich im 

kommunalen Besitz befinden. 

[!nergiesteuern 
Kerngedanke bei der Einführung von Ener­

giesteuern ist die Verteuerung des bislang 

nahezu kostenlosen Gutes "Emissionsauf­

nahmekapazität der Biosphäre" . Eigentlich 

müßte die Steuer dazu an hand der jeweili- · 

gen Emissionen wirtschaftlicher Aktivitäten 

bemessen werden . Dies würde jedoch ei­

nen sehr hohen technischen und bürokrati­

schen Aufwand erfordern . Da mehr als 90% 

der relevanten Emissionen aus der Energie-

umwandlung stammen, bietet es sich an, 

diese direkt-zur Besteuerung heranzuziehen. 

Die eingesetzte nicht regenerative Primär­

energie bildet einen guten Maßstab für die 

Erhebung der Energiesteuer. Zum einen 

werden damit alle Umwandlungsschritte 

erfaßt und Anreize zur rationellen Energie­

verwendung auf allen Ebenen 'gegeben. 

Zum anderen werden Primärenergiege­

winnung und -i mport bereits heute detail­

liert statistisch erfaßt und können deshalb 

mit geringem zusätzlichen Aufwand besteu­

ert werden . Neben einem Grundbetrag sind 

durchaus Risikoaufschläge für bestimmte In­

haltsstoffe der versch iedenen Energ ieträger, 

also beispielsweise für Kohlenstoff oder 

Uran, denkbar. 

Eine Energiesteuer muß schrittweise und 

langfristig kalkulierbar eingeführt werden, 

damit Zeit für Anpassungsprozesse bleibt. 

Abb . 8 zeigt, daß eine Energiesteuer von 

5-6 Pf/kWh im Raumwärmebereich ein Ein­

sparpotential von ca. 50% erschließen hilft. 

In der Diskussion w ird immer wieder gefor­

dert, daß eine derartige Steuer nicht zu ei­

ner Erhöhung der sogenannten Staatsquote 

führen dürfe und daß deshalb Entlastungen 

an anderer Stelle sinnvoll seien. Als Mög­

lichkeiten werden dabei u. a. genannt: 

• Bonuszahlungen pro Kopf der Bevölkerung, 

.. Senkung anderer indirekter Steuern wie 

der Mehrwertsteuer sowie 

• Entlastung der Lohnnebenkosten durch staat-

liche Zuschüsse an die Rentenversicherung . . 

Wirtschaftliche Gründe sind aber nicht allein 

für die Zurückhaltung bei Energiesparinves­

titionen verantwortlich. Beispielsweise ha­

ben die zum Teil extrem hohen Fernwärme­

preise in den Neuen Bundesländern bislang 

keine wesentlichen Investitionen in Wärme­

schutzmaßnahmen ausgelöst. Deshalb soll­

te das Energiesteueraufkommen auch für die 

Finanzierung anderer Instrumente wie Ener­

gieberatung und Förderprogramme heran­

gezogen werden. 



LEörderprogramme 
Eine finanzielle Förderung von Wärme­

schutzmaßnahmen im Gebäudebestand ist 

trotz des in dieser Studie nachgewiesenen 

hohen wirtschaftlichen Potentialsunerläß­

lich, selbst wenn die wirtschaftlichen Rah­

menbedingungen durch eine Energiesteuer 

verbessert werden : 

• Der Kapitalrückfluß erfolgt bei Energie­
sparinvestitionen in der Regel über lange 

Zeiträume, die Hausbesitzer hegen aber 

eher kurzfristige Renditeerwartungen . 

· Im M ietwohnungsbau müssen Hemmnisse 

im M ietrecht kompens iert werden . Die 

Heizkostenersparn is verb leibt beim M ie­

ter, der Eigentümer muß aber die Investiti ­

on tätigen . Eine vergleichbare Mieterhö­

hung nach Moderni sierungsumlage kann 

durch die steigende ortsübliche Vergleichs­

miete auch ohne Energ iesparinvestition 

erzielt werden . 

• Finanzielle Förderung ist ein ideales, breit 

wirkendes Anreizinstrument für alle Eigen­

tü mergru ppen . 

Ab 1996 fördert der Bund die Heizenergie­

ei nsparung im Bestand fü r zunächst 5 Jah­

re mit 200 M io. DM pro Jahr. Verschiede­

ne Bundesländer w ie Hessen, Bremen und 

Baden-Württemberg verfügen bereits seit 

Jahren über Förderprogramme, die jEldoch 

ohne Bundesunterstützung bisher finanziell 

nur schwach ausgestattet werden konnten . 

Es ist erforderlich, die versch iedenen Pro­

gramme anzugle ichen und an optimalen 

Wärmeschutzmaßnahmen auszurichten 

(Tab. 4). Die Mittel des Bundesprogramms 

sollten aus dem Aufkommen einer Energie­

steuer auf 4 Mrd . DM pro Jahr aufgestockt 

werden . Die Förderung muß sich an 3 Prin­

zi pien orientieren : 

• Gefördert werden sollte die Differenz . 

zwischen den Modernisierungskosten ei­

nes Bauteils mit und ohne energetische Ver­

besserung. 

• Gefördert werden sollten nur Maßnahmen 

mit optimaler Qualität (Tab. 4), die somit 

über die in der Wärmeschutzverordnung 

Bild 10: ll.NSTITUT WOHNEN UND UMWELT . 
Nachträg liche Wärmedämmung 

kann, w ie hier in An sbach auch 

zur Wiederherstellung der 

historischen Fassadengesta ltung 
genutzt werden . 

geforderten Standards hinausgehen . 

• Die Förderungsbedingungen sollten so 
gestaltet sein, daß sie inflationären Wir­

kungen vorbeugen . Der Fördersatz sollte 

sich daher nicht an den jeweiligen Ge­

samtkosten orientieren , sondern an festen 
Kostenzuschüssen . 

Tabelle 4 : 

Die Fördermodalitäten sind an der notwen­

digen Umsetzungsgeschwindigkeit zu ori­

entieren . Für selbstnutzende Eigentümer ist 

der verlorene Zuschuß sinnvoll , da hier 

Modernisierungsmaßnahmen in der Regel 

nicht kred itfinanziert werden . Für Woh-
Maßnahmenpaket 

Maßnahme 

Außendämmung der Außenwand 

a ls Vorhangfassade oder 

W ärmedämmverbundsystem 

Innendömmung der Außenwand 

Kerndömmung der Außenwand 

Dämmung des Steildachs 

Dämmung des Dachbodens 

Dämmung des Flachdachs 

(gestaffelt nach derzeitigem k-Wert) 

Dämmung der Kellerdecke 

Einbau von Wärmeschutz­

verglasung 

Sonderaufwand bei 

denkmalgeschützten Gebäuden 

Brennwertkessel 

sonstige Wärmeschutzmaß-

nahmen auf Einzelnachweis 

mit Begründung 

Umstellung auf Fernwärme 

IF 

für ein Förderprogramm 

Anforderung 

Dicke ~ 12 cm 

Dicke ~ 6 cm 

Dicke ~ 4 cm 

Dicke 1 6-20 cm 

Dicke 1 6-20 cm 

Dicke 12- 20 cm 

Dicke ~ 6 cm 

k-Wert $; 1 ,3-1 ,5 

W/(m2K) 
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Förderung 

40- 60 DM/ m2 

20- 25 DM/m2 

10- 15 DM/m2 

30- 40 DM / m2 

20-30 DM/m2 

20-30 DM/m2 

10- 15 DM / m2 

40-60 DM/m2 

$; 50% der 

Mehrkosten 

1.500 DM pro 

Gebaüde 

bis 50% der 

Kosten 

2.500 DM pro 

Gebäude 

• • • • 
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Bild 15: 
Diese Wohnanlage in Viernheim 

ist für d ie Zukunft gut gerüstet: 

N iedrigenergiestandard und 
Restwärmeversorgung aus 

einem Blockheizkraftwerk 

ergänzen einander optimal. 
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nungsbaugesellschaften und private Vermie­

ter sollten Darlehen oder Zinsverbilligungen 

bereitgestellt werden. Hessen fördert die­

ses Segment beispielsweise über Darlehen 

mit 3,5% Jahresbelastung an Zins und Til­

gung. Die Vergabe von Fördermilteln in 

Form von steuerlichen Abschreibungsmög­

lichkeiten hat demgegenüber den Nachteil, 

daß sie Bezieher hoher Einkommenbegün­

stigt, Mitnahmeeffekte bei ohnehin geplan­

ten Maßnahmen auslöst und eine Kopplung 

an eine' Beratung zur Auswahl sinnvoller 

Maßnahmen erschwert. 

LModeliprojekte und Forschungsförderung 
Es ist sinnvoll, auf regionaler Ebene Gebäu­

detypologien zu erstellen, die von vornher­

ein nicht nur nach Baualtersklassen sowie 

nach Ein- und Mehrfamilienhäusern diffe­

renzieren, sondern auch nach großstädti-

scher, mittelstädtischer und kleinstädtisch­

ländlicher Bebauung. Für jeden Gebäude­

typ sollte ein Standardpaket geeigneter 

Wärmeschutzm~ßnahmen vorgeschlagen 

werden, Diese Typologie muß nicht vollstän­

dig sein . Sie sollte aber so aufgebaut wer­

den, daß Fachleute vor Ort in der Lage sind, 

sie so weit zu ergänzen bzw. zu korrigie­

ren, daß sie zu einem wirksamen Instrument 

der Energieberatung wird . 

Darüber hinaus sind Instrumente erforder­

lich, die es Architekten, Bauingenieuren und 

Energieberatern erleichtern, speziell zuge­

schnittene Maßnahmen für konkrete Objekte 

zu entwerfen . Derartige Werkzeuge sind 

beispielsweise 

• Handbücher zur wärmetechnischen . 

Gebäudemodernisierung, 

• Ablaufschemata zur Erstellung wärmetech-



. nischer Gebäudekonzepte 

sowie Rechnerprogramme zur Energie­

bilanzierung bei Gebäuden. 

Das Kopplungsprinzip führt dazu, daß die 

angestrebten Zielwerte der Heizenergie­

kennzahlen objektweise erst nach dem 

Durchlaufen aller Erneuerungszyklen er­

reicht werden . Um Zweifel an der Umsetz­

barkeit der Zielwerte auszuräumen, ist es 

erforderlich, an ausgewählten Objekten 

entsprechende Mustermodernisierungen 

durchzuführen, die den angestrebten Ziel­

zustand direkt und nicht erst im Laufe der 

Erneuerungszyklen erreichen . Der erhebli­

che finanzielle Mehraufwand ist unter dem 

Forschungs- oder Demonstrationsaspekt zu 

verbuchen . 

Aus der Markteinführung der Wärmeschutz­

maßnahmen ergeben sich ungelöste Einzei­

fragen, wie etwa kostengünstige, strom­

effiziente Lüftungsanlagen, die zusätzlichen 

Forschungsbedarf begründen. 

Zukünftige Entwicklung 
Die hier abgeleiteten Energiesparpotentiale 

beruhen auf heute verfügbaren Technolo­

gien . Die technische Entwicklung im Wär­

meschutz wird jedoch weitergehen und 

noch effizientere preiswerte Techniken her­

vorbringen, mit denen das auf Basis heute 

verfügbarer Techniken bereits erstaunlich gro­

ße Einsparpotential weiter vergrößert werden 

kann·. Die Einsparrate im Spar-Szenario nach 

Abb. 1 beträgt in den den ersten 10 Jahren 

durchschnittlich 3,5 % pro Jahr gegenüber 

dem Referenzfall. Wird der voraussehbare 

technische Fortschritt einbezogen, so zei­

gen die Untersuchungen, daß sich eine ent- . 

sprechende Einsparrate auch in der weite­

ren Zukunft aufrechterhalten läßt. 

~lIgemeine Zukunftsperspektive: Effizienz 
Die erstaunlichen Möglichkeiten der Effizi­

enzsteigerung und die vergleichsweise 

zwanglose Integration ihrer Umsetzung in­

nerhalb der normalen Ersatz- und Erneue­

rungszyklen wurden in diesem Papier am 

Beispiel des Wärmeschutzes von Gebäu­

den dargestellt. Die Möglichkeiten der 

Effizienzverbesserung sind jedoch nicht auf 

den Gebäudesektor beschränkt. Auch an 

anderer Stelle wurde demonstriert, daß 

die Potentiale der weiteren Effizienzverbes­

serung beträchtlich sind (vgl . z .8. 3-Liter­
Durchschnittsverbauch PKW von Green­

peace) . Gelingt es, das heutige yYachstum 

an Energiedienstleistungen mit einer Effizi­

enzverbesserung von jährlich 3,5 % zu kom-. 

binieren, so resultiert eine abnehmende geo­

metrische Folge des weltweiten Energieein­

satzes. Nach jeweils 46 Jahren hat sich die­

ser halbiert - Zeit genug, um jeweils neue, 

verbesserte Technologien mit noch effizien­

terem Energieeinsatz zu entwickeln . Das In-

. tegral dieses künftigen WeItenerg ieein-

satzes ist unter diesen Bedingungen end-

lich : Es beträgt für alle Zeiten gerade das 

662
/ Tfache des diesjährigen Verbrauchs 

und wäre bequem und umweltverträglich 

L!.NSTITUT WOHNEN UND UMWELT • 

aus vorhandenen ÖI- und Gasvorräten zu 

decken, wenn wir heute weltweit damit beginnen 
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Anhang 

Maßnahmen 

Außenwand 

Vorhangfassade: EPS/MF Dämmplotten, 
Hinterlüftung, Außenverkleidung 

W ärmedämmverbundsystem (Thermohaut) : 
Dämmplotten auf A ltverputz, 
gewerbearmierter N euverputz 

W ärmedämmverbundsystem, 
N eue Bundesländer: incl . Sicherung der 
Wetterschale (50% der Fälle) 

Innendämmung: Dämmplotten, Dampfsperre, 
Deckschicht 

Kerndämmung : Einblasen von Dämmstoff in 
Luftschicht zweischoliger Außenwände 

Keller 

Kellerdecke: Unterseite mit Dämmplotten 
bekleben 

Keller dämmen: W ände beheizter und 
Decken kolter Räume mit Dämmplalten, 
Dompfsperre und Decksch ich t versehen 

Erdgeschoß.Fußboden erneuern : 
Dämmplotten, schw immender Estrich 

Steildach 

Dämmstoff in Dochschrägen und Kehlbalken 
winddicht einbauen, Aufdoppelung, 
Dompfsperre (Neueindeckung) 

Dämmung zwischen und unter Sparren, 
w inddicht, Dompfsperre (bei Ausbau oder 
neuer Innenverkleidung) 

Zusatzdämmung in Schrägen und Kehlbalken 
(Neueindeckung, Aufdoppelung) 

Auf-Sparren-Dämmung mit Dompfsperre 
und Holzschalung (neue Eindeckung) 

Zusatzdämmung : 
Dämmstoff in Belüftu ngsraum der 
Dochschräge und auf Kehlbalkenlage 

Nutzungs- Schicht-
dauer dicke 

(al (eml 

25 12 

25 12 

25 12 

25 6 

25 12 

25 6 

25 - 6 

25 5 

25 20 

25 20 

25 12 

25 14 

25 12 

Kosten [DM je m2 Bauteilflächel 

Einfamilienhaus Mehrfa milienhaus 

ohnehin Mehrkosten ohnehin Mehrkosten 
anfallende Wärme- anfallende warme-

Kosten schutz Kosten schutz 

188 43 

99 59 114 45 

124 45 

76 29 83 39 

99 59 

o 28 o 30 

18 27 18 29 

50 8 50 11 

163 54 179 54 ' 

47 28 41 33 

150 28 163 17 

150 77 163 77 

o 22 o 21 

Il 
Tabelle AI : Maßnahmenkata log für den optimalen Wärmeschutz von Außenwänden, Kellern und Steildächern 
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Hochhaus 

ohnehin Mehrkosten 
onfollende Wärme-

Kosten schutz 

221 47 

11 4 65 

124 65 

83 39 

o 30 

16 31 

I ~ 



Fenster 

neue Fenster mit Zweischeiben-
Wörmeschutzverglasung 

Ersatz vorhandener Isolierverglasung durch 
Wärmeschutzverglasung 

Lüftung 

Fugendichtung an ollen Bauteilen 
(Dichtbänder, Spritzdichtung) 

Abluftanlage einbauen (dient der 
Wahnhygiene. keine Energieeinsparung) 

Wörmerückgewinnungsanloge einbauen 

15 

15 

15 

k·Wert 
[W/[m2K)] 

1,5 

1,5 

Luftwechsel 
[l/hl 

0,6 

0,5 

0,3 

INSTITUT WOHNEN UND UMWELT 

620 70 611 65 502 45 

210 70 183 65 150 56 

0 60 0 60 0 60 

4000 DM je Wohneinheit 
+ 25 DM je m2 Wohnflöche 

+ Kosten für 250 kWh Strom pro Jahr 

6500 DM pro Wohneinheit* (Zahl der Wohneinheit) 2/3 
+40 DM je m2 Wohnflöche 

+ Kosten für 700 kWh Strom pro Jahr 
(Energieeinsparung: nur Differenz zur Abluftanlagel 

Tabelle A2: Maßnahmen katalog für den optimalen Wärmeschutz von Flachdächern, Obergeschoß·Decken und Fenstern sowie bei der Lüftung 
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